
dings Ende vergangener Woche. „Damit
habe ich nichts zu tun.“ Immerhin: Inter-
ne Vernehmungsprotokolle eines Mitar-
beiters der Sicherheitsabteilung nähren
den Verdacht, dass bei der Telekom im
Rahmen der Bespitzelungsaktionen Bewe-
gungsprofile von Personen erstellt wurden,
die „im Fokus der Ermittlungen“ standen.
Die dazu nötigen Kontodaten, heißt es in
der Aussage, habe die Konzernsicherheit
„unter anderem von einem in Köln ansäs-
sigen Detektivbüro ermitteln lassen“.

Cowling bestreitet das. Auch die Tele-
kom will von derart engmaschigen Späh-
netzen nichts wissen. Am Freitagabend
vergangener Woche räumte sie allerdings
ein, dass die „Konzernsicherheit seit min-
destens dem Jahr 2000 Ermittlungsleistun-
gen an Argen vergeben“ habe. Darauf
würden „zumindest Rechnungsauszüge
hinweisen“. Die Gründe für die diversen
Aufträge an Cowlings Truppe seien „nicht
eindeutig feststellbar“.

Cowling jedenfalls ist das mysteriöse Ver-
bindungsglied zwischen den beiden größ-
ten Schnüffelaffären der vergangenen Jah-
re, auch wenn Bahn-Boss Mehdorn („Per-
sönlich/streng vertraulich“) noch am 21. Ja-
nuar an Verkehrsstaatssekretär Achim
Großmann schrieb: „Es kann bereits heute
mit Gewissheit gesagt werden, dass ein Ver-
gleich mit den Datenschutzskandalen an
anderer Stelle völlig unangemessen ist.“

Ganz so einfach ist es dann doch nicht:
Was haben zwei so große Konzerne mit
mächtigem Staatseinfluss überhaupt mit
zwei ebenso kleinen wie mysteriösen De-
tekteien zu schaffen? Vergangene Woche
durchsuchte die Bonner Staatsanwaltschaft
die Argen-Räume in Köln. Noch wird Cow-
ling als wichtiger Zeuge gesehen.

Die Affäre scheint erst anzufangen, wäh-
rend Bahn-Boss Mehdorn sie am liebsten
schon wieder zu den Akten legen würde.
Am Freitag vergangener Woche entschul-
digte er sich bei seiner Belegschaft. Bis
Montag soll zudem sein Antwortpaket vor-
liegen. Er selbst kündigte an: „Was wir wis-
sen, kommt auf den Tisch.“ Die Mitglieder
des Verkehrsausschusses werden ihn aus-
fragen, aber wohl nicht verabschieden.
Noch nicht. Es mangelt auch an Alternati-
ven. Dass Mehdorn aber am Ende des Jah-
res noch Bahn-Chef ist, scheint zusehends
unwahrscheinlicher.

„Der Mehdorn hat Pattex am Hintern“,
sagt der Grünen-Abgeordnete Peter Hett-
lich. Sein CDU-Kollege Dirk Fischer rech-
net zumindest „nicht damit, dass Mehdorn
selber geht“. Und SPD-Obmann Uwe
Beckmeyer murrt: „Es gibt sehr viele Wi-
dersprüche.“ Der Bahn-Boss hat bereits
drei Verkehrsminister überlebt. Er will
nicht ausgerechnet vor dem vierten kapi-
tulieren – vor Tiefensee, den sie selbst in
Berliner Regierungskreisen „Pfütze“ nen-
nen. Markus Dettmer, Frank Dohmen,

Klaus-Peter Kerbusk, Wolfgang Reuter,

Jörg Schmitt, Holger Stark 

N
ach dem Wahlkampf ist vor der
Abstimmung. Deshalb stand Joe
Biden am Donnerstag voriger Wo-

che schon wieder in eisiger Kälte. Vor ei-
nem Bahnhof in Laurel, einem Provinzort
zwischen Baltimore und Washington, hat-
ten seine Helfer das fahrbare Rednerpult
mit dem Staatswappen postiert.

Für den Vizepräsidenten wäre es ein
Leichtes gewesen, für seine Rede in den
1884 erbauten Bahnhof auszuweichen. Das
rote Backsteingebäude sah heimelig aus.
Aber Biden wollte es sich nicht gemütlich
machen. Er war in dieses Nirgendwo mit
Gleisanschluss gekommen, um bei minus
zehn Grad seine Botschaft ins Land zu ru-
fen: Die Regierung der Vereinigten Staaten
kämpft! Und sie kämpft nicht in den be-
quemen Lehnsesseln der Regierungsge-
bäude, sondern da, wo es zugig ist in Ame-
rika. Das Volk will seine Führung frieren
sehen, sagte einer der Helfer halblaut.

Rund 780 Milliarden Dollar dürfen
Biden und Präsident Barack Obama in 
die erschlaffte Volkswirtschaft pumpen.
Bahnhöfe wie in Laurel sollen damit
restauriert und ausgebaut werden, wenn
der am Freitagabend im Senat vorläufig
ausgehandelte Kompromiss in der kom-

* Bei der Unterzeichnung des Gesetzes für eine Kinder-
krankenversicherung am vorigen Mittwoch in Washington.

menden Woche die Zustimmung des Re-
präsentantenhauses findet. 
„Es ist eine Untertreibung, wenn ich sage,
wir sind in wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten“, drängte Biden zur Aktion.

Drei bis vier Millionen Jobs würde die-
ses Programm schaffen oder zumindest si-
chern. Vielen Menschen könnte man die
Schmerzen der Arbeitslosigkeit ersparen.

Leidenschaftlich kämpfen der Präsident
und sein Kabinett für die Lizenz zur Kri-
senabwehr – doch die politische Unter-
stützung ist nach wie vor brüchig. Den ei-
nen ist das Programm zu klein, den ande-
ren zu groß. Viele Demokraten wünschen
sich mehr Infrastruktur-Investitionen – und
sind gegen Steuererleichterungen. Die meis-
ten Republikaner plädieren für kräftigere
Steuersenkungen und können mit den ge-
planten Baumaßnahmen wenig anfangen.

Eine dritte Fraktion ist gegen jede wei-
tere Verschuldung. 1,2 Billionen Dollar be-
trägt das prognostizierte Defizit der USA.
Das sind acht Prozent des Sozialprodukts.
„Wir als Land geraten in große Not, wenn
wir dauernd Geld ausgeben, das wir nicht
haben“, sagt Tom Coburn, republikani-
scher Senator aus Oklahoma.

Im Repräsentantenhaus, einer von zwei
Kammern des US-Parlaments, hat im ersten
Durchgang kein einziger Republikaner für
das Obama-Programm gestimmt. Die Er-
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Lizenz zur Rettung
US-Präsident Barack Obama versteht sein Konjunkturpaket als

erste Notmaßnahme gegen den drohenden Absturz vieler
Amerikaner in die Armut. Ein neues Bankenpaket soll folgen.

Regierungschef Obama*: Gegenwind von den Republikanern
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Banken ................700 Mrd.

Bis Ende Januar 

beteiligt sich der Staat 

an 318 Finanzinstituten........... 274 Mrd.

Hypotheken-
banken ...... bis zu 200 Mrd.

Kapitalzusagen für die verstaatlichten 
Freddie Mac und Fannie Mae gegen 
Vorzugsaktien ............ bis zu je 100 Mrd.

Hypotheken-
markt ........ bis zu 600 Mrd.

Notenbank will Wertpapiere und An-

leihen von Freddie Mac u.a. aufkaufen

Autoindustrie ......... 25 Mrd.*

Unter anderem Staatskredite 
für GM und Chrysler ................ 17,4 Mrd.

Hilfe für Autofinanzierer ............... 5 Mrd.
GMAC gegen eine Staats-
beteiligung

5809

wartung, man werde den jungen Präsiden-
ten zunächst ungestört regieren lassen, hat
sich nicht erfüllt. Am Donnerstag wandte
sich sogar der bereits vergessene John 
McCain per E-Mail-Botschaft an seine Ge-
folgsleute: Es gebe „keine Entschuldigung
für Verantwortungslosigkeit“, schimpfte
Obamas Ex-Wahlkampfgegner. Die Mehr-
heit der Republikaner will in den kom-
menden Wochen gegen den Schuldenstaat
und seinen Präsidenten mobil machen.

Dabei atmet die US-Wirtschaft längst
flach. Die Umsätze brechen ein, die Reser-
ven schmelzen dahin. Allein Autobauer
Ford hat in nur zwölf Wochen sechs Mil-
liarden Dollar Verlust eingefahren.

Seit die Finanzkrise im Spätsommer ver-
gangenen Jahres richtig ausbrach, sind
zwei Millionen Arbeitsplätze verschwun-
den. Sollten sich die Parteien nicht auf
staatliche Stützungsmaßnahmen verstän-
digen, rechnet das Weiße Haus mit dem
Verlust von weiteren fünf Millionen.

Die Geldversorgung der Unternehmen
gerät ins Stocken, die Kreditvergabe durch
die angeschlagenen Banken gefriert. Selbst
der Zukunftsmarkt für Solarenergie und
Windkraftanlagen ist in Mitleidenschaft ge-
zogen. Die Milliardenhilfe aus Washington
steht bisher nur in der Zeitung, in der Rea-
lität zieht sich die Finanzwirtschaft aus
dem Geschäft zurück. Auch der Bank JP
Morgan Chase, die in den vergangenen
fünf Jahren 54 Windfarmen finanzieren
half, könnte bald die Puste ausgehen.

„Ich dachte, wenn eine Industrie kugel-
sicher ist, dann diese“, sagt Rich Mattern,
der Bürgermeister von West Fargo in
North Dakota. In seinem Städtchen ist ei-
ner der größten Windturbinenhersteller
der USA beheimatet, der nun jeden fünf-
ten Mitarbeiter entlassen muss.

Die Obama-Regierung will deshalb die
Bekämpfung der Wirtschaftskrise zu ihrem
wichtigsten Thema machen. Jeden Mor-
gen, gleich nach dem Vortrag der CIA-Ex-
perten über die Sicherheitslage auf der
Welt, treffen im Oval Office die Wirt-
schaftsberater des Präsidenten zusammen,
an der Spitze der ehemalige Präsident der
Harvard-Universität, Lawrence Summers.
Weil Amerika ein Land der großen Frei-
heit, aber auch des kleinen Sozialstaats ist,
verschärft sich mit der Wirtschafts- auch
die soziale Krise.

Innerhalb des vergangenen Jahres ha-
ben die 100 wichtigsten Unternehmen an
den Börsen sieben Billionen Dollar an
Wert verloren. Das bedeutet, dass Millio-
nen Rentner ohne ausreichende Altersab-
sicherung dastehen, weil viele ihr Geld in
Pensionsfonds angelegt haben, die wieder-
um mit Aktien spekulierten. Die Arbeits-
losen bekommen oft nur ein Übergangs-
geld, dann leben sie von der Substanz, die
sie nicht besitzen. Die Sparquote in Ame-
rika bewegt sich knapp oberhalb der 
Nullgrenze. Mit ihrer Entlassung verlieren 
die Beschäftigten in aller Regel auch 

Akutrettung für die Krisenopfer leisten: mit
einer Krankenversicherung für Arbeitslose,
Geld für Lebensmittelmarken, Zuschüssen
für kommunale Hilfsangebote aller Art und
Steuersenkungen. Von den rund 800 Mil-
liarden Dollar sind gerade mal ein Drittel für
Brücken, Straßen und Gebäude vorgesehen.

Der Kolumnist und Wirtschafts-Nobel-
preisträger Paul Krugman drängt die Re-
gierung bereits, den staatlichen Geldein-
satz deutlich auszuweiten. „Enttäuschend“
nennt er das bisherige Ausmaß des Pro-
gramms und rechnet vor, dass die US-
Volkswirtschaft dieses und nächstes Jahr
um rund 2,1 Billionen Dollar unter ihren
Möglichkeiten bleiben werde. Bevor die
Privatwirtschaft sich erholt habe, müsse
der Staat diesen Nachfrageausfall ausglei-
chen. Also müssen neue Billionen her.

In dieser Woche ist Krugman der Star-
redner eines Kongresses mit dem Titel
„Groß denken. Nach vorn denken“. Die
Zahl seiner Unterstützer wächst. Wenn
Krugman gute Ideen habe, wie das zu-
sätzliche Geld ausgegeben werden könne,
sei er willkommen, sagte selbst Präsident
Obama kürzlich.

Ein anderer Demokrat hat bereits sehr
konkrete Ideen. Er residiert direkt neben
dem Weißen Haus, heißt Timothy Geith-
ner und ist Obamas Finanzminister. Wegen
der engen Verbindung von präsidialer
Macht und Geld sind Finanzministerium
und Weißes Haus nur durch eine Gartentür
voneinander getrennt.

Geithner und seine Experten fürchten
um die Überlebensfähigkeit der amerika-
nischen Finanzindustrie. Auf drei bis vier
Billionen Dollar wird der Abschreibungs-
bedarf der Institute geschätzt. 

Ähnlich wie in Deutschland (siehe Seite
78) lässt Geithner „Bad Bank“-Modelle
prüfen, wobei der Staat die Banken dabei
wohl nicht aus der Verantwortung entlas-
sen will. Geithner weiß um das Gefühl im
Land, „dass diejenigen, die nicht verant-
wortlich sind für diese Krise, eine größere
Last zu tragen haben als die Verantwort-
lichen“. Von weiteren ein bis zwei Billio-
nen Dollar, die in den Finanzsektor fließen
sollen, ist die Rede.

Obama lässt Geithner gewähren. Er kon-
zentriert sich auf sein eigenes Konjunktur-
paket. Oft mehrmals täglich verlässt er 
das Weiße Haus, in dem sich Vorgänger
George W. Bush zuletzt wie in einer Fes-
tung verschanzt hatte, um in der Öffent-
lichkeit für sein Programm zu werben.
Selbst Schulkindern versucht er die Vor-
züge seines Programms näherzubringen.

Am Dienstag vergangener Woche las er
in einer Grundschule aus dem Buch „The
Moon Over Star“ vor – und wandte sich
zugleich an die Zuschauer der TV-Abend-
nachrichten. Das Land brauche Schulen
wie diese, deshalb brauche es sein Stimu-
lus-Paket. Unverhofft waren die Kinder
vom Mond in der harten Welt der Real-
politik gelandet. Gabor Steingart
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die betriebliche Krankenversicherung. In
Deutschland bedeutet Krise Abstieg, in
Amerika bedeutet sie sofort Armut.

Wenn es derzeit einen Bereich gibt, der
boomt, dann ist es allenfalls die Gewalt-
kriminalität. Die Zahl der Banküberfälle
ist sprunghaft gestiegen, in New York um
mehr als 50 Prozent. Und selbst in fried-
lichen Gegenden wie dem Politiker- und
Lobbyistenviertel Georgetown in der
Hauptstadt Washington ziehen neuerdings
jugendliche Banden durch die Straßen.

Deshalb will Obamas Regierungsmann-
schaft mit ihrem Hilfsprogramm vor allem


